
10 Einleitung

die Behinderung religiöser Betätigung umgewandelt. Die Zurückschneidung des Strafrechts auf dem Gebiet der 
Sexualdelikte und der Abtreibung ist in der DDR weitergegangen als in der Bundesrepublik, doch wird auch 
hier der Fortgang der Reform eine weitere Annäherung bringen, sofern nicht die Bundesrepublik in der Ein­
schränkung der Strafbarkeit noch weitergeht als die DDR81.

Verblüffend ist auch, daß in beiden Teilen die Übertretungen abgeschafft und — überwiegend — in ein Ord­
nungswidrigkeitengesetz verwiesen sind, in der Bundesrepublik allerdings erst mit Wirkung ab 1973.

In ganz Deutschland ist ferner die Zuchthausstrafe abgeschafft und existiert nur noch eine einheitliche Frei­
heitsstrafe, zu der allerdings in der DDR noch die Haftstrafe hinzutritt. Ebenso sind Freiheitsstrafen unter 
sechs Monaten nur noch in Ausnahmefällen zulässig. Die Erweiterung der Strafaussetzung zur Bewährung auf 
Freiheitsstrafen bis zu zwei Jahren hat ebenfalls zu einer Annäherung an die DDR geführt, da deren „Verur­
teilung auf Bewährung“ mit der Androhung einer Freiheitsstrafe von bis zu zwei Jahren verbunden wird. Al­
lerdings wird die „Verurteilung auf Bewährung“ in der Regel mit der Unterstellung unter die Bürgschaft eines 
Kollektivs verbunden, das die Umerziehung des Täters zu gewährleisten hat. Ein einschneidender Unterschied 
im Strafensystem besteht auch durch die „Maßnahme“ der „Beratung und Entscheidung durch ein gesellschaft­
liches Organ der Rechtspflege“ in der DDR, die 1968 37,7 % aller Verurteilungen ausmachte82. Immerhin wird 
auch in der Bundesrepublik dringend eine Sonderregelung für die Bagatellkriminalität verlangt83.

Weitgehende Abweichungen ergeben sich auch bei der Strafzumessung, bei der schon nach dem positiven Recht der 
DDR das „gesellschaftliche Verhalten“ des Täters zu berücksichtigen ist. Dabei besteht in der DDR eine sehr viel 
weitergehende Freiheit des Richters bei der Strafzumessung; die Vorschriften hierüber sind über den ganzen Allge­
meinen Teil verstreut (s. bei §§ 16, 47 ff., 51 StGB West).

Daß ein Teil der Maßregeln der Sicherung und Besserung unter den „Zusatzstrafen“ der DDR wiederkehrt, 
wurde bereits erwähnt; auf andere Maßregeln verzichtet die DDR allerdings.

Auch das Jugendstrafrecht weist manche Parallelen auf84, doch erscheint die unbeschränkte Zulässigkeit der 
Freiheitsstrafe gegenüber Jugendlichen in der DDR bedenklich. Für Heranwachsende zwischen 18 und 21 Jah­
ren kennt das Strafrecht der DDR im Gegensatz zu dem Strafrecht der Bundesrepublik überhaupt keine spe­
zifischen Vergünstigungen. Hier tut sich ein überraschender Gegensatz auf.

Auch im dogmatischen Teil des Allgemeinen Teils finden sich z. T. weitgehende Übereinstimmungen, wobei frei­
lich zuzugeben ist, daß die entsprechenden Regeln weitgehend international anerkannt sind. Immerhin ist es 
sehr bemerkenswert, daß das Strafgesetzbuch der DDR für die Umschreibung des bedingten Vorsatzes das Merk­
mal des „Sichabfindens“ verwendet, das vom Bundesgerichtshof entwickelt85 und auch vom westdeutschen Straf­
gesetzbuchentwurf von 1962 verwendet worden ist. Bei der Fahrlässigkeit sieht das neue Strafgesetzbuch der 
DDR eine sehr bemerkenswerte Neuerung vor, nämlich die Einschränkung der Strafbarkeit der unbewußten 
Fahrlässigkeit auf die Kenntnis der Pflichtverletzung oder die Unkenntnis der Pflichten infolge verantwortungs­
loser Gleichgültigkeit (§ 8). Bedenkliche Einbrüche sowjetischen Rechtsdenkens zeigt allerdings die Regelung der 
Zurechnungsfähigkeit sowie der Notwehr und des Notstands. Bei der Teilnahme ist bemerkenswerterweise die 
dubiose sowjetische Rechtsfigur des Organisators nicht übernommen worden; die Regelung beschränkt sich auf 
die herkömmlichen Figuren der unmittelbaren und mittelbaren Täterschaft, der Mittäterschaft, der Anstiftung 
und der Beihilfe; sogar die vor der Tat zugesagte Begünstigung nach § 257 Abs. 3 des westdeutschen StGB ist 
hier aufgeführt. In der DDR fehlen allerdings die Bestimmungen der §§ 50 Abs. 2, 50a StGB West, die erst vor 
kurzem durch das Einführungsgesetz zum Ordnungswidrigkeitengesetz vom 24. Mai 196886 eingeführt worden
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